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Die Lippe’sehe Erbfolgefrage ist mir zum Anlasse 
geworden, mich genauer wie bisher mit dem Verhältnis 
des autonomischen Hausrechtes zu dem vom Staate für 
den Staat gesetzten Rechte zu befassen. Weit über den 
Umfang jener in Wahrheit sehr einfachen Frage hinaus 
wuchs mein Interesse für das Wertverhältniss der beiden 
in Betracht kommenden , Rechtsquellen , einerseits des 
hochadligen Hauses, Andrerseits des Staates, in welchem 
Verhältnis sich eine gewaltige Umwandlung seit der Er- 
richtung der neueren Verfassungen vollzogen hat Tief 
berührte mich insbesondere der unausgeglichene Wider- 
spruch zwischen den Grundanschauungen des Hausrechts 
und des neueren Staatsrechtes. 

Als daher aus dem Kreise früherer Zuhörer ganz 
unerwartet eine Anfrage über die Luxemburger Erbfolge- 
frage besonders für den Fall des Aussterbens des Nas- 
sauischen Mannsstammes an mich gerichtet wurde, ergriff 
ich gerne die Gelegenheit, angesichts einer ganz anders 
gearteten Erbfolgefrage und eines ganz anders gearteten 
Quellenmaterials neue Belehrung über jenes Verhältnis 
gewinnen zu können. 

So löste ein Zufall den Wunsch aus, mir über jene 

Successionsfrage das eigene Urteil zu schaffen. Der 
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Wunsch aber verwandelte sich zum Willen, als ich 
merkte, dass die Untersuchung auf eine ganze Reihe 
interessanter Fragen führen würde. 

Und so gebe ich auf den folgenden Blättern dieses 
Urteil selbst und bezeichne die Wege, die mich zu ihm 
geführt haben. Ich wähle die Form des Gutachtens, weil 
es sich um Beleuchtung eines praktischen Falles handelt, 
nicht weil ich von irgend einem Interessenten um ein 
solches ersucht worden wäre. Kein Agnat oder Cognat 
des Hauses Nassau hat eine Ahnung davon gehabt, dass 
ein deutscher Gelehrter seine eventuellen Successions- 
Ansprüche nachzuprüfen unternehmen wollte. 

Dass das Gutachten genau gerade so gefallen wäre, 
falls ein Beteiligter seine Erstattung gewünscht hätte, 
dürfte von mir Niemand bezweifeln. Der Eid des Sach- 
verständigen wie der des Richters lautet auf Unpartei- 
lichkeit. Dessen hat auch der unbeeidigte Sachverstän- 
dige stets eingedenk zu bleiben, er hat sich den Eid 
stille selbst zu leisten. 

Nur wenn mir von jener Seite weiteres Material 
erschlossen worden wäre, würde dies eine Vervollstän- 
digung meiner Darlegungen haben bewirken können. 

Ich war aber durchaus auf das durch den Druck 
jedermann zugänglich gewordene Material beschränkt. 

Die Frage der Thronsuccession in dem Grossherzog- 
tume Luxemburg, die nur unter bestimmten Voraus- 
setzungen Komplikationen annehmen, also Zweifel er- 
regen kann, ist auch in dem ungünstigeren Falle 


Digitized by Google 


3 


I. in drei Richtungen einfacher als analoge Thron- 
folgefragen, die neuerdings die öffentliche Aufmerksamkeit 
auf sich gezogen haben. 

Die Gründe dafür sind: 

1. Das in Luxemburg regierende Haus Nassau ist 
so zusammengeschmolzen, dass der Kreis der zunächst 
in Betracht kommenden Personen relativ sehr klein und 
doch gross genug ist, um ein Eingehen auf die weiter 
zurückliegenden kognatischen Verzweigungen des Hauses 
unnötig zu machen. 

2. Die Glieder dieses Kreises ergeben bezüglich 
ihrer Thronfolgefähigkeit keine Zweifel, vielmehr sind die 
persönlichen Voraussetzungen der Successionsfähigkeit 
bei ihnen Allen als vorhanden anzunehmen. 

3. Das Recht, nach dem die Frage zu entscheiden, 
ist in seiner Gültigkeit vollständig unanfechtbar, ja es 
hat über den Bereich seiner staatsrechtlichen Gültigkeit 
hinaus völkerrechtliche Anerkennung in einem Umfange 
aufzuweisen, wie das Thronfolgerecht kaum eines andern 
Landes. Diese Thatsache enthebt der Notwendigkeit, auf 
die Entstehungsgeschichte der genannten Rechtssatzungen 
kritisch einzugehen. Die Geschichte gibt weder zur An- 
zweiflung dieses Rechtes Anlass, noch liefert sie für seine 
Auslegung Material von beträchtlicherem Werte. Sie 
bleibt deshalb im Grossen und Ganzen bei Seite. 

II. Die Schwierigkeiten der Lösung der Fragen be- 
treffen allein: 

1. Die Auslegung des einschlagenden Rechtes. 

Diese sind nicht gering. Wer je Anlass gehabt hat, 
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sich mit dem so g. fürstlichen Hausrechte zu befassen, 
weiss, wie unvollständig seineSatzungen und Observanzen, 
wie missverständlich häufig seine Textirungen sind. 

Schon der beste Kenner des deutschen Staats- und 
Fürstenrechtes im 18. Jahrhundert, Johann Jacob 
Moser, sagt in seinem 

Familien-Staatsrecht Derer Teutschen Reichsstände 
1. Frankfurt 1775 S. 912: 

in Ansehung des weiblichen Successionsrechtes sei es 
leider keine ungegründete allgemeine Klage, „dass man 
fast nicht wisse, was man sagen solle“. „Kein Reichs- 
gesetz haben wir hiervon; das Reichsherkommen ist noch 
von niemand genugsam untersucht.“ 

Allein zu den Mängeln dieser Quellen tritt noch 
ein weiterer der Neuzeit angehöriger Missstand hinzu. 
Auf dem Gebiete des Thronfolgerechtes treffen sich das 
sog. Privatfürstenrecht und das neuere Yerfassungsrecht: 
beide sollen sich mit einander verbinden, beide ruhen 
aber auf fundamental verschiedenen Grundauffassungen, 
deren Ausgleich die Gesetzgebung nicht gewagt und die 
Doktrin bisher nicht einheitlich zu Stande gebracht hat, 
sodass dieser Widerspruch der Rechtsanschauungen 
zweier Zeitalter zur reichlich strömenden Quelle von 
Zweifeln wird. 

Ganz besonders eng sind aber grade das Luxem- 
burgische Staatsrecht und das fürstlich Nassauische Haus- 
recht mit einander verquickt. 

2. Die zweite Schwierigkeit bereiten die Combinationen 
über die voraussichtliche Anwendbarkeit dieses Rechtes, 
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die mit einer unvermeidlichen Unsicherheit zu kämpfen 
haben. 

3. Dazu gesellt sich die staatsrechtlich nicht ganz 
einfache Frage nach der rechtlich statthaften Abänder- 
lichkeit des Successionsrechtes, seis durch zulässige Ver- 
fassungsänderung, seis auf anderem Wege. 

I. Der in Betracht kommende Bestand des 
Nassauisehcn Hauses . 1 

1. Der frühere Herzog zu Nassau Adolf, geboren den 
24. Juli 1817, seit dem 23. November 1890 regierender 
Grossherzog zu Luxemburg, ist ein Sohn des Herzogs 
Wilhelm von Nassau aus dessen erster Ehe mit 
Louise Amalie, Prinzessin von Sachsen-Hild- 
burghausen. Aus dieser Ehe sind acht Kinder ent- 
sprossen. Von diesen sind vier zum Teil in ganz jungen 
Jahren, zum Teil wenigstens ohne Descendenz verstorben: 

1. Prinzessin Auguste, geboren und gestorben 1814, 

2. Prinz Wilhelm 1819 — 23, 3. Prinz Moritz 1820 — 50, 
4. Prinzessin Marie 1822 — 24, 5. Prinz Wilhelm 1823 — 28. 

Zwei Schwestern des Grossherzogs, die Prinzessinnen 
Therese, geb. 1815, und Marie, geb. 1825, haben sich 
verheiratet, erstere mit dem im Jahre 1812 geborenen 
Prinzen Peter von Oldenburg, gestorben am 14. Mai 
1881, aus welcher Ehe noch drei Kinder, eine Tochter und 
zwei Söhne am Leben sind: die Herzogin Alexandra, 
geb. am 2. Juni 1838, Herzog Alexander, geb. am 2. Juni 

1 Zum Folgenden ist die beigelegte Stammtafel zu vergleichen. 
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1844, und Herzog Konstantin, geb. 9. Mai 1850. Die 
Prinzessin Therese ist am 8. Dezember 1871 gestorben. 1 

Die jüngere Schwester des Grossherzogs, Prinzessin 
Marie, hat 1842 den Fürsten Hermann zu Wied, ge- 
storben 1864, geheiratet. Aus dieser Ehe stammt Fürst 
Wilhelm zu Wied, geb. am 22. August 1845, aus des- 
sen Ehe mit Marie, Prinzessin der Niederlande, 
zwei Söhne und zwei Töchter entsprungen sind. 2 Die 
Fürstin Marie zu Wied lebt noch. 

2. Der Vater des Grossherzogs Adolf war aber in 
zweiter Ehe vermählt mit Pauline Prinzessin von 
Württemberg. Aus dieser Ehe sind drei Kinder ent- 
sprungen: ein Sohn, der jetzt noch am Leben befindliche, 
morganatisch vermählte Prinz Nikolaus, geb. am 
20. September 1832, ferner die Prinzessin Helene, 
geb. d. 12. August 1831, gest. 27. Oktober 1888, ver- 
mählt mit dem Fürsten Georg Viktor zu Waldeck, 
gestorben am 12. Mai 1893. Aus dieser Ehe ist der 
jetzt regierende Fürst Friedrich zu Waldeck am 
20. Januar 1865 entsprungen, aus dessen Ehe aber mit 
der Prinzessin Schaumburg-Lippe der Erbprinz Josias, 
geb. d. 13. Mai 1896, und Prinz Max, geb. 13. Septem- 
ber 1898. 3 

Die jüngere Schwester des Grossherzogs, Prinzessin 
Sophie, geb. d. 9. Juli 1836, hat den König Oscar II. 
von Schweden geheiratet. 

1 Gotbaisck. Hofkalender 1900 S. 59. CO. 

2 Gothaisch. Hofkalender 1900 S. 229. 

3 Gothaisch. Hofkalender 1900 S. 95. 
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3. Der jetzt regierende Grossherzog war gleichfalls 
zweimal verheiratet. Aus seiner ersten Ehe mit Elisa- 
beth Michalowna ist nur eine Tochter entsprossen, 
die im Jahre 1845 geboren wurde und starb. 

Aus der zweiten Ehe mit Adelhaid von Anhalt- 
Dessau stammen vier Kinder, von denen zwei Prinzen, 
Friedrich (1854—55) und Franz (1859) ganz jung ver- 
storben sind. Es leben jetzt nur noch der am 22. April 
1852 geborene Erbgrossherzog Wilhelm und die am 
5. November 1869 geborene Prinzessin Hilda. Letztere 
ist vermählt mit dem Erbgrossherzog Friedrich von 
Baden, hat aber bisher keine Kinder. Der Erbgross- 
herzog Wilhelm von Luxemburg ist seit 1893 ver- 
mählt mit Marie von Braganza und hat aus dieser 
Ehe vier Töchter: die am 14. Juni 1894 geborene Prin- 
zessin Marie, die am 23. Januar 1896 geborene Prin- 
zessin Charlotte, die am 15. Februar 1897 geborene 
Prinzessin Hilda und die am 7. Oktober 1899 ge- 
borene Prinzessin Antonia. 

Nun ist 

4. mit dem Tode des Königs Wilhelm III. der 
Niederlande am 23. November 1890 die ganze jüngere 
Linie des Hauses Nassau, die ottonische, im Manns- 
stamm erloschen. 

In den Niederlanden aber war in Abweichung von 
dem Nassauischen Erbverein von 1783 schon durch die 
Verfassung v. 24. August 1815 A. 12 — 16 (s. u. A. bei 
Schubert, Verfassungsurkunden II. S. 186. 187) für 
den Fall des Aussterbens der oranischen Linie im 
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Mannsstamme die Krone der weiblichen Descendenz 
des Königs Wilhelm Friedrich Vorbehalten. Diese 
Satzung ward durch die Verfassung v. 14. Oktober 1848 
A. 11 — 14 (bei Schubert II. S. 23011.) und durch die 
v. 30. November 1887 A. 10 — 12 (Staatsblad van het 
Koningkrijk der Nederlanden 1887 Bl. 211 ff.) bestätigt 
Demgemäss folgte dem verstorbenen König dort seine 
Tochter, die jetzige Königin Wilhelmine. 

Sonach gibt es 

5. Nassauische Agnaten nur noch in der älteren 
walramischen Linie, und zwar sind ihrer nur noch 
drei, der regierende Herr, der Erbgrossherzog und 
der Halbbruder des Grossherzogs, Prinz Nikolaus. 

II. Das massgebende Recht. 

Den einzigen Rechtssatz, der für die Entscheidung 

der Erbfolgefrage an erster Stelle massgebend ist, enthält 

die Luxemburgische Verfassung vom 17. Oktober 

1868 Art. 3. Er lautet: 

♦ 

„La Couronne du Grand-Duch6 est höröditaire dans 
la famille de Nassau, conformöment au pacte du 30 juin 
1783, ä l’art. 71 du traitö de Vienne du 9 juin 1815 et 
ä l’art. l or du traitö de Londres du 11 mai 1867.“ 

Dieses Recht ist für Luxemburg kein neues, viel- 
mehr wurde schon durch die Wiener Congressakte vom 
9. Juni 1815 Art. 71 von sämtlichen Co ngressm ächten 
anerkannt, dass der sog. Nassauische Erbverein von 
1783 aufrecht erhalten und von den vier deutschen Be- 
sitzungen des Hauses Nassau-Oranien, welche dasselbe 
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durch Vertrag vom 14. Juli 1814 an Preussen abtrat, 
auf das Grossherzogtum Luxemburg übertragen 
werden sollte. 

Diese Geltung ist später wiederholt anerkannt worden, 
besonders zu Gunsten der eventuellen Successionsrechte 
der Walramischen Linie in Luxemburg in der Über- 
einkunft zwischen dem König Wilhelm der 
Niederlande und den Agnaten des herzoglichen 
Hauses Nassau vom 27. Juni 1839 Art. 4 1 2 , ferner in 
der Verfassung des Grossherzogtums vom 9. Juli 1848 
Art. 3 und in der vom 27. November 1856 Art. 3 3 . 

Im Jahre 1866 verlor zwar das Haus Nassau-Weil- 
burg die Landeshoheit im Herzogtum Nassau. Dies konnte 
aber an jenen Successionsrechten in Bezug auf Luxem- 
burg nichts ändern, und diese Tatsache hat in dem 
Londoner Vertrag vom 11. Mai 1867 Art. 1 völker- 
rechtliche Anerkennung gefunden 3 . Es sei hier hervor- 
gehoben, dass die Successionsrechte des Walramischen 
Hauses auf Luxemburg nach Massgabe des Nassauischen 
Erb Vereins von 1783 auch von Preussen ausdrücklich 
und ohne jeden Vorbehalt anerkannt worden sind. 

In voller Übereinstimmung mit allen diesen staats- 
und völkerrechtlichen Tatsachen hat dann die jetzt noch 

1 Martons, Nouveau Recueil, tomo 16. 2. partio. S. 937 ff. 

2 Vgl. die sehr brauchbare Zusammenstellung in P. Ruppert, 
Les lois et röglements sur l’organisation politique, judiciaire et 
administratif du Grand-Ducho de Luxembourg, 2. cd. Luxembourg 
1885. S. 37. 38. 

3 Martens, Nouveau Recueil par Samwer et Hopf, tomo 18. 
S. 448. S. auch bei Ruppert S. 38. 
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in Kraft stehende Luxemburgische Verfassung vom 
17. Oktober 1868 für die Thronfolge im Grossherzog- 
tum den Nassauischen Erbverein vom 13., 23. u. 30. Juni 
1783 für massgebend erklärt. 

Dieser: „Des Fürstlichen Gesammthauses Nassau im 
Jahre 1783 erneuerter Erbverein“ — ein Hausvertrag und 
Erbvertrag aller Linien des Nassauischen Gesamthauses, 
von sechs Agnaten unterzeichnet, — hat unter dem 
29. September 1786 die erforderliche kaiserliche Ge- 
nehmigung erhalten. Er besteht aus 48 sehr wortreichen 
Artikeln, von denen aber nur wenige hier einschlagen 
(s. unten S. 11 — 14 ) l . 

III. Der Erbverein. 

Bevor auf dessen Satzungen einzugehen ist, bedarf 
noch die Tatsache der Betonung, dass nur seine Be- 
stimmungen über die Erbfolge in den Territorialbesitz 
des Hauses Nassau durch die Luxemburgische Verfassung 
sanktionirt worden sind. 

Den Anfall der Succession, einerlei ob er sich in der- 
selben Linie vollzieht, oder ob die Besitzungen der einen 
Linie an die andere fallen, betrachtet der Erbverein 
durchaus richtig als ipso jure sich vollziehend. S. bes. 
Art. IX. XXV. u. XXIX. 

I. Es legt nun dieser Erbverein auf die Herrschaft 
des salischen Gesetzes im Nassauischen Hause das aller- 


1 Derselbe ist abgedruckt bei Martens, Recueil de traites, 
Seconde ed., Tome III. (Goettingen 1818). S. 647 — 675. Auf diesen 
Abdruck beziehen sich die folgenden Citato. 
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grösste Gewicht. Er statuirt die Unteilbarkeit der Be- 
sitzungen jedes Hauses und die unbedingte Herrschaft 
der Primogeniturordnung in den einzelnen Linien. S. bes. 
Art. XXIV. 

II. Die Succession erfolgt streng innerhalb der ein- 
zelnen Linien. Erst das Aussterben der Einen lässt das 
Folgerecht der Anderen entstehen. Zwar spricht der Erb- 
verein, dem ja die eventuelle Folge der Cognaten ein 
unbehaglicher Gedanke ist, dies nur ausdrücklich bezüg- 
lich des Erlöschens des Mannsstammes in der einen 
Linie aus, falls in der anderen Agnaten noch vorhanden 
sind. Allein es unterliegt nicht dem geringsten Zweifel, 
dass das völlige Aussterben des Mannsstammes in allen 
Linien die scharfen Grenzen zwischen den verschiedenen 
Linien und ihren Besitzungen nicht aufheben soll. 

III. Der unbedingte Vorzug des Mannsstammes 
geht aber nicht so weit, dass nach seinem Erlöschen die 
Cognaten zur Succession gar nicht berufen werden 
sollen; vielmehr ist ihnen ein eventuelles Thronfolgerecht 
zugedacht. 

Für die Rechtsstellung der Cognaten im Hause sind 
bezüglich der Successionsfrage zwei Artikel massgebend: 

1. Art. XXXVII., Abs. 2 1 : Hier wird bestimmt, 
dass alle „Prinzessinnen jetzt und künftig ohne Unter- 
schied pro ipso iure renuntiatis gehalten werden, und 
solche von aller Succession in Land und Leute, ohne 
weiteres Geding, ausgeschlossen sein und bleiben“ sollen. 


1 Bei Martens a. a. 0. S. C75. 
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Überdem aber sollen sie bei ihren Vermählungen 
mittelst feierlichen Eides in Person, wenn sie sich aber 
vor dem vollendeten 18. Jahre nicht verheiraten, nach 
erfülltem achtzehnten Jahre mittelst eines Unterzeichneten 
eidlichen Reverses auf alle Nassauischen Lande, Fürsten- 
tümer, Graf- und Herschaften , insbesondere auch auf 
alle Regredienterbschaft zu verzichten gehalten 
sein. 

Analoge Bestimmungen wie diese kehren in sehr 
zahlreichen Hausverträgen und Hausgesetzen wieder. 
Über das Wesen dieser Verzichte adliger Töchter auf ihr 
Erbrecht am Familiengut, die nicht vor dem 13. Jahr- 
hundert nachweisbar, später aber in den fürstlichen Fa- 
milien fast allgemein üblich geworden sind, herrscht heute 
im Gegensatz zu früher allseitiges Einverständnis. 

S. bes. Beseler, Erbverträge II. 2. S. 259 ff. 

Den Cognaten steht, so lange der Mannsstamm noch 
blüht, gar kein Erbrecht zu. Ihr Ausschluss beruht 
nicht auf ihrem Verzicht, sondern auf objektivem 
Hausrechte. Die demnach von den Töchtern gefor- 
derten Verzichte dienen nur zur solennen Bekräftigung 
der autonomischen Satzung in ihrer Anwendung auf den 
einzelnen Fall. Auch wenn die Töchter solche nicht leisten, 
gelten sie ja pro ipso iure renunciatis. Ihre Rechts- 
stellung ist genau die gleiche vor wie nach dem Ver- 
zichte — vorausgesetzt, dass der Mannsstamm noch 
vertreten ist. Sie ändert sich vielleicht — nicht immer, 
nämlich nicht in allen Häusern, — dann aber von Grund 
aus durch dessen Aussterben. 
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Wird nämlich in einem Fürstenhause die subsidiäre 
Erbfolge der Cognaten anerkannt, so heisst das Aner- 
kennung einer Erbfolge gerade zu Gunsten Derer, die 
bisher ausgeschlossen waren und vielleicht in feierlichster 
Weise durch Eidesleistung ausserdem auf ihr Erbrecht 
verzichtet haben. 

Dieser ganze Verzicht bezieht sich eben 
gerade gar nicht auf den Fall des Erlöschens des 
Mannsstammes, er ist nunmehr durch dies Er- 
löschen vollkommen gegens tand slos geworden — , 
und gerade dafür bietet der zweite in Betracht kommende 
Artikel des Erbvereins den besten Beleg. 

2. Denn Artikel XXXVII Abs. 2 setzt gerade voraus, 
dass der Mannsstamm noch nicht erloschen ist. Der 
entscheidende Artikel für den Fall des völligen Aus- 
sterben des Mannsstammes ist Art. XLII. 1 Dieser 
Artikel lautet: 

„Da übrigens auch 

Zwei und vierzigstens der Fall möglich ist, welchen 
jedoch der Allerhöchste gnädiglich abwenden wolle, dass 
Unser ganzer Nassauischer Mannsstamm erlöschen möchte, 
so lassen Wir es in Ansehung derer jeweilen existieren- 
den Töchter, bei dem von solchen geleisteten, auch künftig 
und zu ewigen Tagen zu leistenden unbedingten Verzicht, 
ohne Vorbehalt einiger Regredientschaft bewenden, ver- 
binden Uns, setzen, ordnen und wollen demnach, dass in 
solchem Falle eine Tochter und zwar, wann deren meh- 


1 Bei Marten 8 a. a. 0. S. 678. 679. 
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rere vorhanden, die Erstgebohrne, oder in deren Mangel 
die nächste Erbin des letzten Mannsstammes, mit Aus- 
schluss aller anderen, entfernteren, zur Succession berufen 
sein solle, es wäre dann, dass Wir oder Unsere Nach- 
kommen auf solchen Fall anders überein gekommen wären, 
oder sonstige Vorsehung gethan hätten, als welches zu 
thun wir Ihnen und Uns hiermit ausdrücklich Vorbe- 
halten, fort Unsere und Unserer Nachkommen respektive 
Töchter und Erben zur Festhaltung einer solchen Vor- 
sehung Kraft dieses verbunden haben wollen.“ 

Aus diesem Artikel ergiebt sich vor allem: 

a. Während das Successionsrecht der Agnaten als 
ein nach Hausrecht vollständig unantastbares erscheint, 
gilt nicht das Gleiche bezüglich des Rechtes der Cognaten. 
Vielmehr kann ihnen dies hausrechtlich entzogen werden, 
und zwar, wie der Erbverein unterscheidet, entweder 
durch Familien vertrag oder durch „sonstige Vor- 
sehung“. Das Recht des Ausschlusses der Cognaten 
wird also dem Agnatenstamm Vorbehalten, und den Cognaten 
wird eingeschärft, dass sie sich dies gefallen lassen 
müssen. 

Vom Standpunkte des damaligen Hausrechtes aus 
erschien es also zulässig beispielsweise durch Erbver- 
brüderung desNassauischen mit einem anderen Geschlechte 
den völligen Ausschluss der Cognaten von der Succession 
zu bewirken. 

Von solch weiterer „Vorsehung“ im Hause Nassau 
ist zur Zeit nichts bekannt. Wie weit und in welcher 
Form sie getroffen werden könnte, nachdem Luxemburg 
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in die Reihe der Yerfassungsstaaten eingerückt ist, soll 
in dem letzten Abschnitt betrachtet werden. 

b. Die Ordnung aber, in welcher der Erbverein die 
Cognaten zur Succession beruft, ist in einem Punkte, 
aber leider nur in diesem einen, vollständig klar. Er 
stellt sich energisch auf den Standpunkt, dass die Erb- 
tochter allein zu folgen hat und dass es einen 
Yorbehalt der Regredienterbschaft schlechter- 
dings nicht giebt. Wie nach den weitaus meisten 
neueren Hausrechten schliesst also die Erbtochter die 
Regredient-Erbin unbedingt aus. Yon mehreren Erb- 
töchtern folgt die „Erstgebohrene“ — also ganz analog, 
wie wenn mehrere Söhne hinterlassen worden wären. 
Fehlt aber die Erbtochter, dann schliesst die „nächste 
Erbin des letzten Mannsstammes“ alle anderen entfern- 
teren aus. 

Der Nassauische Erbverein steht mit dieser Aus- 
drucksweise nicht allein. 

Bezüglich des Ueberganges der Herschaft an die 
weibliche Linie zeigen die deutschen Hausgesetze und 
Verfassungen, die sie überhaupt zulassen, nicht unerheb- 
liche Verschiedenheiten. 

Nur ganz vereinzelt findet sich der allein richtige 
Gedanke vertreten, dass beim Ableben des Mannsstam- 
mes alle vorhandenen Cognaten als Agnaten fingirt und 
nun einfach nach der Primogenitur-Ordnung zum Throne 
berufen werden sollen. 

So Bayerische Verfassung v. 26. May 1813 
Titel II §'2. 

2 
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Neue Landschaftsordnung für das Herzog- 
thum Braunschweig v. 12. Nov. 1852 § 14. 

Hier entstehen fast keine Zweifel. 

In den übrigen Verfassungen soll grundsätzlich die 
Nähe der Verwandtschaft mit dem letzten regierenden 
Fürsten entscheiden. Doch werden regelmässig noch er- 
gänzende Zusätze gemacht, die in dem Nassauischen 
Erbverein vollständig fehlen. 

Württemb. Verfassung v. 25. Sept. 1819 § 7. 

Sächsische Verfassung v. 4. Sept. 1831 § 7. 

Hessische Verfassung v. 17. Dez. 1820 A. 5. 

Schwarzburg-Sondershausen, Verf. v. 8. Juli 
1857 § 13. 

Waldeckische Verfass, v. 17. Au g. 1852 § 15. 

Schaumburg-Lippesche Verfass, v. 17. Nov. 
1868 Art. 3. 

Über die Auslegung der Vorschriften dieser letzten 
Art herrscht lebhafter Streit trotz der ergänzenden Zu- 
sätze, die den Willen der Gesetze klarer stellen sollen. 

S. bes. Zöpfl, Grundsätze des gemeinen deutschen 
Staatsrechts I 5. Aufl. § 253 S. 707 ff. 

Schulze, Lehrb. d. deutsch. Staatsrechts I. S. 234 ff. 

Georg Meyer, Lehrbuch des deutschen Staats- 
rechts 5. Aufl. S. 237 ff. 

Adamcyk, Das eventuelle Thronfolgerecht der 
weiblichen Linie im deutschen Staatsrecht. Dis- 
sertation. Breslau 1896 bes. S. 72 ff. 

Adam, Das Thronfolgerecht der Cognaten. Diss. 
Sondershausen 1897, bes. S. 27 ff. 
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Auf diesen Streit soll hier nicht grundsätzlich ein- 
gegangen werden. Die Luxemburger Verhältnisse liegen 
so eigentümlich, dass bezüglich ihrer grössere Zweifel 
nicht entstehen. Es ist deshalb zweckdienlicher, im fol- 
genden Abschnitt auf diesen Punkt kurz zurückzukommen. 

Übrigens ist auch die Succession der Cognaten im 
Erbverein als eine ipso jure eintretende gedacht 

IV. Die möglichen Fälle und ihre richtige Lösung 
nach geltendem Rechte. 

I. Den folgenden Untersuchungen sind zwei Er- 
wägungen vorauszuschicken, deren eine sich auf die Be- 
deutung des Erwerbes der Luxemburger Krone für einen 
Teil des Hauses Nassau bezieht, deren andere über die 
Wirksamkeit von Verzichten, welche von Mitgliedern 
dieses Hauses vielleicht schon abgegeben sind, vielleicht 
im Momente des Thron-Anfalls abgegeben werden, anzu- 
stellen ist. 

1. Die neue „Linie 44 Nassau-Luxemburg. 
Sprechen wir heute von den Linien eines fürstlichen 
Hauses, so geschieht dies in rein genealogischer Bedeu- 
tung: wir bezeichnen dann als Linie die Gesamtheit der 
Descendenten desselben Stamm -Vaters, und so viele Väter 
sich finden, so viele Linien können angenommen werden, 
deren Umfang in demselben Maasse wächst, als wir in 
der Reihe der Väter aufwärts steigen. 

ln dem alten Hausrechte aber bedeutet die Linie 

im e. S. stets einen Teil des Hauses, der für 

sich eigene Territorien oder Besitzungen erlangt 

2 * 
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hat — seis durch Abteilung der Besitzungen des Ge- 
samthauses, seis durch Erwerb neuer Lande — , der also 
selbständiges Rechtssubjekt mit Gesamt- Eigentume am 
Linien-Gute geworden ist. 

Dadurch schliesst sich die Linie zwar nicht vom, 
aber wohl im Gesamthause ab; ein Haus entsteht im 
Hause, und am Eigentum der Linie, wozu ja nach alter 
Auffassung das Territorium als Inbegriff von Land und 
Leuten mit gehörte, nahm der Rest des Hauses nicht 
Teil. 

Lehrreich genug hierfür ist gerade auch der Nassauer 
Erbverein. Jede der paktirenden Linien hielt streng an 
der Sonderung ihres Besitzes von dem der andern: nur 
nach ihrem Absterben soll er an die anderen Linien fallen; 
im Uebrigen bleibt er diesen verschlossen. 

Es hat nun ganz unverkennbar der Erwerb 
des Luxemburger Landes, welches bisher mit Holland 
zusammen im Besitze des Hauses Nassau-Oranien ge- 
standen hatte, für den bisherigen Herzog von 
Nassau und seine Descendenz im Jahre 1890 eine 
neue Linie des Nassauischen Hauses im alten 
Sinne begründet Ihr Haupt und zugleich ihr Gründer 
ist der jetzige Grossherzog, ihr Hausbesitz Luxemburg; 
an diesem Hausbesitz beteiligt ist nur der jetzige Gross- 
herzog und seine Descendenz, die sich durch diesen 
Besitz scharf von der Holländischen Cognaten-Linie, aber 
auch von allen andern Gliedern der Linie Nassau-Weilburg 
abscheiden. Dieser Besitz der neuen Linie kann an andere 
Glieder dieser Linie übergehen kraft der Bestimmungen 
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des von der Verfassung sanktionirten Erbvereins, aber 
nur unter der Voraussetzung, dass folgefähige 
Glieder in der Linie Nassau-Luxemburg nicht 
mehr vorhanden sein sollten. S. oben S. 11 s. II. 

Dieser Punkt ist für die Entscheidung gewisser 
Zweifel der Erbfolgefrage von grosser Bedeutung. 

2. Die Erbverzichte. Ueber wenig Gegenstände 
des neueren Staatsrechts verhält sich die Literatur schweig- 
samer als über Wesen und Wirkungen des Thronver- 
zichtes und des vor dem Thronanfall vorgenommenen 
Verzichtes auf das Successionsrecht. Aber nicht nur die 
Literatur, sondern auch die Gesetzgebung hüllt sich in 
tiefes Schweigen. 

An fast keinem Punkte des öffentlichen Rechtes aber 
stossen die alten patrimonialen Anschauungen des fürst- 
lichen Hausrechtes und die Konsequenzen des neuen 
Verfassungsrechtes so scharf auf einander wie hier. Dass 
die Luxemburger Verfassung durch ihren Hinweis auf 
die Erbfolgeordnung des Nassauischen Erbvereins und 
durch deren Aufnahme alle jene alten Auffassungen mit 
habe sanktioniren wollen, wäre eine aller Begründung 
entbehrende Behauptung. 

Nach älterem Hausrecht galt der Erbverzicht des 
Hausgliedes auch schon vor dem Erbanfall als durchaus 
zulässig und wirksam, wenn er auch wesentlich nur von 
weiblichen Descendenten berichtet wird. 

Ganz richtig nahm das alte Hausrecht ein wirkliches 
Successionsrecht der Glieder des Hauses schon vor Ein- 
tritt des Erbfalls als bestehend an. Wiederum ganz richtig 
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von seiner privatrechtlichen Anschauungsweise aus be- 
trachtete es diese Rechte als frei verzichtbar und sah 
durch den giltig abgegebenen Verzicht das Erbrecht des 
Verzichtenden als absolut aufgehoben an. 

S. bes. Beseler, Erbverträge II. 2. S. 236. 237. 

Vgl. das Bürg. Gesetzbuch f. d. deutsche Reich 
§ 2346. 

Beim Erbfall kam also die Person, die den Verzicht 
früher geleistet hatte, gar nicht mehr in Betracht. Nicht 
ihr ward succedirt, sondern nur dem bisherigen Thron- 
inhaber. 

Wie lebendig diese Auffassung noch in den Kreisen 
des hohen Adels wirkt, dafür sprechen die heute noch 
üblichen Verzichte der Prinzessinnen, auch wol solcher 
Prinzen, die eine morganatische Ehe schliessen. 

Vollständig abweichend gestalteten sich die Anschau- 
ungen des modernen Verfassungsrechtes. 

Nach seiner Thronfolgeordnung beruft der Staat die 
Glieder eines bestimmten Hauses in grundgesetzlich be- 
stimmter, keine Ausnahme zulassender Reihenfolge auf 
den Thron. Gewiss besitzen diese auch ein Recht auf 
den Thron, aber ein solches, worauf ihnen vor dem Anfall 
ein Verzicht nicht frei gegeben ist — dies aus dem 
Grunde nicht, weil solche Verzichte störende, vielleicht 
lange Zeit latent bleibende Unordnung da stiften können, 
wo der Staat allem Zweifel und aller Unsicherheit ent- 
zogener Verhältnisse dringend bedarf. 

Die staatliche Thronfolgeordnung ist aller 
Privat-Disposition entrückt. Nur dem auf den 
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Thron Berufenen bleibt das Recht des Verzich- 
tes gewahrt — freilich nur, wenn er dispositions- 
fähig ist, sonst nicht! 

So v. Gerber in Aegidis Zeitschrift für deutsches 
Staatsrecht I S. 15 ff. Vgl. dessen Ausführungen das. 
S. 13 ff. 

„Das erbrechtliche Moment der Thronfolge bedeutet 
nicht, dass eine gewisse Substanz monarchischer Befug- 
nisse das unangreifbare Patrimonium einer Familie bildet, 
sondern nur, dass aus einer bestimmten Familie nach 
einer festen Reihenfolge die zur monarchischen Würde 
berufenen Personen zu nehmen sind.“ 1 

In der That sind diese Folgerungen aus der ver- 
fassungsrechtlichen Regelung der Thronfolgefrage so un- 
ausweichlich, dass man sie nicht ablehnen kann. 

Ganz mit Recht lehrt deshalb Georg Meyer 
Lehrbuch des deutschen Staatsrechts 5. Aufl. S. 246, 
dass der Verzicht auf die Thronfolge vor Antritt der Re- 
gierung unwirksam sei, und fasst v. Seydel 

Bayerisches Staatsrecht I 2. Aufl. (1896) S. 201 
den gleichen Gedanken in die Worte: „Der Verzicht auf 
die Krone hat daher rechtliche Bedeutung nur als Ableh- 
nung im Augenblicke des Anfalles.“ 

Gleicher Ans. Sei dl er, Studien z ... . Österreich. 

Staatsrecht. Wien 1894 S. 65 ff. 

Vertreter der entgegengesetzten Ansicht habe ich in 
der neueren staatsrechtlichen Literatur nicht gefunden. 


1 Vgl. auch Held, das. bes. S. 43 ff. 
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Dann wird aber eine weitere Konsequenz notwendig. 
Der durch die Verfassung auf den Thron Gerufene wird 
im Augenblick der Thron -Erledigung Monarch und ist 
es gewesen, auch wenn er sofort ablehnt, auch obgleich 
er in der Reihe der Herscher nicht geführt wird. Die 
Stelle, die er eingenommen hat, ist jetzt zu besetzen: 
um seine, nicht um seines Vorgängers Succession han- 
delt es sich allein. Die Ablehnung ist in Wahrheit 
Abdankung. 

Diese Ausführungen waren angesichts der Luxem- 
burger Verhältnisse nötig. 

II. Aller Voraussicht nach liegt nämlich ein feier- 
licher Verzicht auf die Succession seitens der Erbgross- 
herzogin von Baden vor. Er entspräche wenigstens dem 
Erbverein Art. XXXVII Abs. 2. 

Dass dieser Verzicht ohne weitere Ausdehnung nicht 
wirksam ist für den Fall des Aussterbens des Manns- 
stammes, ergiebt sich schon allein aus der Vergleichung 
des Art. XXXVII Abs. 2 mit Art. XLII des Erbvereins. 

Aber auch wenn die Erbgrossherzogin Hilda 
feierlich auf ihr Successionsrecht selbst für den Fall des 
Aussterbens des Mannsstammes verzichtet hätte, wäre 
rechtlich vollständig res integra. 

Bezüglich desPrinzen Nikolaus könnte ein ähnlicher 
Verzicht vielleicht ergangen sein. Bei der morganatischen 
Eheschliessung dringt das Haus vielfach auf einen solchen. 
Dass die morganatische Eheschliessung als solche den die 
Missheirat schliessenden Prinzen der Successionsfähigkeit 
nicht beraubt, bedarf kaum der Hervorhebung. Sollte 
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also nach dem Tode des Grossherzogs der Thron gemäss 
der Verfassung an eine Person fallen, welche vorher auf 
denselben schon verzichtet hat, so steht sie juristisch 
der Frage der Annahme ganz frei gegenüber, und wenn 
sie ablehnt, fällt dann der Thron ipso iure an ihren 
nächsten Verwandten gemäss dem Art. XLII des Erb- 
vereins. 

III. Der Erbfall kann sich nun folgendermassen 
gestalten : 

A. 1. Die natürlichste Folge würde die sein, dass 
der Sohn den regierenden Vater überlebte: dann succedirte 
natürlich er. Sollte der jetzige Erbgrossherzog, sei es 
aus seiner jetzigen, sei es aus einer späteren Ehe, noch 
einen Sohn bekommen, so ist dessen Successionsrecht 
ausser Zweifel. 

Ist das nicht der Fall, so fragt es sich, ob zur Zeit 
seines Todes der Prinz Nikolaus noch lebt oder nicht. 

2. Lebt Prinz Nikolaus noch, so succedirt er 
als der letzte Nassauische Agnat. 

Es fällt dann Luxemburg an eine Seitenlinie der 
jetzt regierenden Linie: letztere gilt, da sie keine Agnaten, 
sondern nur mehr Cognaten zählt, im Sinne des Erb- 
vereins als ausgestorben. 

Lehnt der Prinz ab oder nimmt er an und verstirbt 
dann, so beginnen die Unsicherheiten der cognatischen 
Erbfolge, die schon der alte Moser beklagt, und die nach 
ihm so Vielen zu schaffen gemacht haben. 

Wie oben ausgeführt, hatte der Prinz zwei Schwe- 
stern: Helene, vermählte Fürstin von Waldeck, 
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geboren 1831, gestorben am 27. Oktober 1888, und 
Sophie, Königin von Schweden, die 1836 geboren 
und noch am Leben ist. 

Denken wir, auch die ältere der Schwestern, die 
Fürstin Helene von Waldeck, lebte noch. Sofort ent- 
stünde eine Schwierigkeit, für welche des Erbvereins 
Wortlaut „die nächste Erbin des letzten Mannsstammes“ 
gar keine Lösung böte. Denn beide Schwestern stehen 
dem Bruder gleich nahe und doch könnte nur eine 
succediren wegen der Unteilbarkeit des Luxemburgischen 
Landes. 

In solchem Fall vermag allein eine vernünftige den 
Wortlaut streng achtende, aber ihn ergänzende Auslegung 
zu helfen. Diese Auslegung ist teils aus dem Ganzen, dessen 
einzelne Stelle ihrer bedarf, und aus dem Zusammenhang 
seiner Teile — also aus dem sog. systematischen Mo- 
mente — , teils aus dem Zwecke, dem die auszulegenden 
Worte dienen, zu gewinnen. 

Hier handelt es sich um ein Familienstatut, welches 
das grösste Gewicht darauf legt, unter Anderem eine 
möglichst feste Successionsordnung zu begründen. Für 
ein solches Statut lassen sich zwei Auslegungsregeln 
aufstellen : 

a. Im Zweifelfall ist zu Gunsten einer festen und 
sicheren im Gegensatz zu einer Ordnung auszulegen, 
über die allein der Zufall Gewalt hat und die er von 
heute auf morgen gegen alle Erwartung auf den Kopf 
stellen kann, die also Unordnung wäre. 

b. Eine notgedrungene Ausnahme von der Allein- 
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berechtigung der Suecession des Mannsstammes, wie die 
Anerkennung der subsidiären cognatischen Erbfolge, ist 
über das unbedingt notwendige Maass der Abweichung 
von den Grundsätzen der ganzen Successionsordnung nie 
auszudehnen. 

Ist ein solches Gesetz ein Ganzes, so müssen seine 
Theile, soweit sie nicht widerstreben, an denselben Faden 
gereiht werden. 

Nach diesen Grundsätzen ist auch Art. XLII des 
Erbvereins auszulegen. 

Entscheidet sich beim Aussterben des Mannsstam- 
raes die Erbfolge lediglich nach der Nähe des Verwandt- 
schaftsgrades der in jenem Zeitpunkte lebenden Cognaten 
zum verstorbenen letzten Agnaten, oder giebt es auch 
dann eine Nähe der Linien dergestalt, dass die nähere 
die entferntere ausschliesst — und dies auch dann, wenn 
ihr weibliches Haupt verstorben sein sollte, während das 
der jüngeren Linie zufällig noch am Leben ist? 

Wird die Frage auf den konkreten Fall gestellt: 
Würde die Fürstin Waldeck oder die Königin von Schwe- 
den dem Prinzen Nikolaus succediren, falls jene beim 
Tode ihres Bruders noch am Leben wäre? 

Und da die Fürstin Helene schon mit Tod abge- 
gangen ist: würde die Königin von Schweden ihren Neffen, 
den Fürsten von Waldeck ausschliessen oder umgekehrt 
dieser seine Tante? 

Die Entscheidung auf Grund des Erbvereins dürfte 
unzweifelhaft sein. 

Seine Folgeordnung ist die der Primogenitur, nach 
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welcher die ältere Linie unbedingt die jüngere ausschliesst. 
"Warum dieser Grundsatz geändert werden sollte, wenn 
der Fraubnsstamm zur Succession gelangt, ist schlechter- 
dings nicht abzusehen. Nimmt man das Gegenteil an, 
so versagt das Recht sofort, falls ein Bruder mit Hinter- 
lassung mehrerer Schwestern stirbt, während es eine 
sichere Folge ergiebt, falls ganz analog dem älteren Bru- 
der nun auch der älteren Schwester der Vorrang vor 
der jüngeren eingeräumt wird. 

Thut man dies — wie es ja gar nicht unterbleiben 
kann — , aber nur für die Lebenszeit der älteren Schwester, 
nach deren Tod das Folgerecht mit Übergehung ihrer 
Linie auf ihre jüngere überlebende Schwester übergehen 
würde, so gäbe man die ganze Folgeordnung einem wil- 
den Zufalle preis, entfernte sich vollständig von der 
Lineal-Folge, die doch als ausnahmslose Regel für den 
Mannsstamm anerkannt ist, und übersähe im konkreten 
Falle ganz, dass in Art. XLII des Erbvereins die Erb- 
tochter und die nächste Erbin des Mannsstammes ganz 
offenbar als Repräsentanten ihrer Linien genannt werden 
Man wird doch nicht behaupten, dass nach dessen Willen 
je die Linie der Erbtochter auch in den ferneren Graden 
von der Schwester des letztverstorbenen Agnaten aus- 
geschlossen werden sollte, und dass dem Verfasser des doch 
recht sorgfältig durchdachten Erbvereius die Möglichkeit 
entgangen sein sollte, dass möglicherweise beim Tode des 
letzten Agnaten gar keine weiblichen, sondern nur noch 
männliche Cognaten vorhanden sein könnten. 

Dieses hier auf Grund der Auslegung einer kon- 
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kreten Quelle erlangte Resultat wird als das allein rich- 
tige verteidigt von 

Zöpfl, Staatsrecht I S. 707 ff.; 

Heffter, Sonderrechte. Berlin 1871 S. 218; offen- 
bar auch von 

Adamcyk, Das eventuelle Thronfolgerecht S. 77 ff., 
besonders aber von dem besten neueren Kenner des 
Frivatfürsten rechts 

H. Schulze, Lehrb. des deutschen Staatsrechts I 
S. 237, 

der ausführt: es dürfe die Nähe der Verwandtschaft mit 
dem letzten Thronbesitzer „nicht nach dem reinen Gra- 
dualsysteme, was den festbegründeten Rechtsanschauungen 
des deutschen Fürsten Standes widersprechen würde, son- 
dern müsse überall nach den Grundsätzen des Lineal- 
gradualsystems bestimmt werden.“ 

Es würde also nach dem Prinzen Nikolaus 
die Linie seiner ältesten Schwester succediren 
und der regierende Fürst Friedrich von Waldeck 
die Königin von Schweden ausschliessen. 

Ich darf aber hier nicht unterlassen, auf die Mög- 
lichkeit hinzu weisen, dass diese staatsrechtlich begründete 
Auffassung vielleicht nicht die des Nassauischen Hauses 
und seiner Cognaten ist, dass die Beteiligten vielmehr 
einen vom Prinzen Nikolaus schon vorher abgegebenen 
Verzicht als gültig ansehen und durch einen von ihm 
im Momente der Berufung abgegebenen Verzicht ihn und 
seine Seiten verwandten als ohne Weiteres für die Suc- 
cessionsfrage wegfallend betrachten könnten. 
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Fände diese Auffassung dann im Lande keinen Wi- 
derspruch, so würde das praktisch auf die Succession der 
ältesten Tochter des Erbgrossherzogs hinauskoramen. 

Es würde hier einer der nicht ganz seltenen Fälle 
vorliegen, dass ein einzeln Ereigniss nicht nach Vorschrift 
des Rechts verläuft, seine Anfechtbarkeit aber dadurch 
einbüsst, dass Alle, die den Verlauf anzufechten das Recht 
hätten, dies Recht unausgeübt Hessen und durch Unter- 
lassung für die Zukunft praekludirt würden. 

Aber staatsrechtlich korrekt würde dieser Verlauf 
nicht sein. 

3. Sollte beim Tode des Erbgrossherzogs der Prinz 
Nikolaus nicht mehr leben, der Erbgrossherzog aber 
von einer Tochter überlebt werden, so succedirt 
diese, und sind es mehrere, die älteste, das ist jetzt 
die 1894 geborene Prinzess Marie. Sollte diese aber bis 
dahin verheiratet sein und thronfolgefähige Descendenz 
gewonnen haben, vor ihrem Vater aber versterben, so 
schlösse ihre Linie die jüngeren Schwestern samt deren 
Linien aus. 

B. Sollte der Erbgrossherzog gegen den na- 
türlichen Verlauf der Dinge vor seinem Vater 
sterben, so fragt sich wiederum ob zu diesem Zeitpunkt 
Prinz Nikolaus noch lebt oder nicht.. 

1. Lebt er noch, so ist der Fall der gleiche wie 
oben. Verzichtete der Prinz, so wäre der Fürst Wal- 
deck der nächste Thronberechtigte (s. oben s. A 2). 

2. Sollte Prinz Nikolaus vorher mit Tod abgegangen 
sein, so fällt der Thron ganz ohne Zweifel trotz 
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ihres vielleicht vorliegenden Verzichtes an die 
Erbgrossherzogin Hilda von Baden. Sie ist ja dann 
die Erbtochter. 

3. Sollte freilich auch sie verzichten oder zwar den 
angefallenen Thron besteigen, aber kinderlos versterben, 
so sieht diesen Fall der Erbverein ausdrücklich nicht 
mehr vor. Es kämen ja dann nur die Schwestern ihres 
* Vaters, also die Prinzessin Therese von Oldenburg 
und die Fürstin Marie zu Wied einerseits — , welch 
letztere samt ihrer Linie durch die Oldenburger Linie ausge- 
schlossen würde — und die Nichten der Erbgross- 
herzogin von Baden, die Töchter ihres vorverstorbenen 
Bruders in Betracht. Die Gradnähe zwischen der Erb- 
grossherzogin von Baden und ihren Tanten ist genau die 
gleiche wie zwischen ihr und ihren Nichten. 

Bei dieser Constellation kann es nun gar 
nicht zweifelhaft sein, dass die Töchter des als 
verstorben gedachten Erbgrossherzogs von 
Luxemburg ihre Grosstanten ausschliessen, und 
zwar aus drei Gründen: 

a. Wie oben schon ausgeführt, sind alle Successions- 
ordnungen der modernen Verfassungsstaaten Lineal-Gra- 
dual- Ordnungen. Es ist schlechterdings nicht einzusehen, 
warum der Vorzug der Linie des verstorbenen Herschers 
schwinden soll, wenn seine Linie keine männlichen Des- 
cendenten mehr, sondern nur noch weibliche aufweist 
Das allein Richtige ist vielmehr in solchem Fall, die 
älteste Tochter oder Enkelin gerade so zu be- 
handeln als sei sie männlichen Geschlechts und 
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Agnatin. Sollen ja doch für diesen Notfall die Cognaten 
wie die Agnaten behandelt werden! Diesen Grundge- 
danken moderner Thronfolgeordnung würde direkt wider- 
sprechen, wenn in einem Falle wie dem oben berührten, 
wo die Erbtochter mehrere weibliche Verwandte besitzt, 
die alle in gleicher Gradesnähe zu ihr stehen, der Thron 
aus ihrer Linie heraus und an eine Seitenlinie ihres 
Vaters fallen sollte. 

b. Diesem allgemeinen Grunde gesellt sich ein zwei- 
ter — entnommen aus dem Nassauischen Erbverein Art. 
XLII. Wenn es da heisst: ,,Es solle die Erstgebohrne 
oder in deren Mangel die nächste Erbin des letzten 
Mannstamms“ mit Ausschluss aller anderen berufen sein, 
so fordert diese Bestimmung ihre analoge Ausdehnung 
auch auf den Fall — nicht des Mangels, aber des kin- 
derlosen Wegfalls der Erstgeborenen. Zweifellos will die 
Erbverbrüderung, dass die nächsten Erbinnen des letzten 
Mannsstammes alle Entfernteren ausschliessen sollen, und 
so würde auch aus diesem Grunde der Erbgrossherzogin 
Hilda ihre Nichte Prinzessin Marie, nach deren kinderlosem 
Tod aber ihre Nichte Prinzessin Charlotte succediren. 

Die beiden Tanten der Erbgrossherzogin 
Hilda und deren Linien kommen also nicht in 
Betracht. 

c. Dazu kommt ein dritter Grund — für sich allein 
wol schon durchschlagend. Es handelt sich im vorlie- 
genden Falle gar nicht nur um den gewöhnlichen Vor- 
zug einer „Linie“ vor der andern, vielmehr um den 
Vorzug des Luxemburgischen Herscherge- 
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schlechts vor den entfernteren Verwandten ihres 
Nassauischen Stammhauses. Zu diesem Herscher- 
geschlechte gehören aber nur: der Grossherzog, sein Sohn, 
seine Tochter Hilda und seine vier Enkelinnen. Sie 
bilden eine besondere „Linie“ des Hauses im 
alten hausrechtlichen Sinne, und der Besitz dieser 
Linie, Thron und Land von Luxemburg, fallen nach haus- 
rechtlicher Satzung aus dieser Linie erst heraus, wenn 
sie ausgestorben ist 

Als ausgestorben erscheint sie aber nur, wenn 
entweder ihr Mannsstamm ausstirbt und andre 
nassauische Agnaten noch da sind, oder falls 
letztere Voraussetzung fehlt, falls auch allo Cog- 
naten dieser Linie erloschen sind. 

Es kann in dieser Beziehung an das oben sub I 1 in 
diesem Abschnitte Gesagte verwiesen werden (s. oben 
S. 17-19). 

4. Sollten freilich zur Zeit des Verzichtes oder Todes 
der Erbgrossherzogin Hilda alle Töchter ihres Bruders 
wider alles Erwarten auch schon ohne folgefähige Des- 
cendenz verstorben sein, so fiele dann allerdings der 
Grossherzoglich-Luxemburgische Thron an die 
Linie der ältesten Tante, also die der Prinzessin 
Oldenburg und nicht an die Fürstin AVied und 
deren Linie. 

So würde sich die Erbfolge gestalten, wenn eine 
landesgesetzliche Regelung derselben nicht vorgenommen 
sein sollte. Über deren Zulässigkeit aber soll der nächste 
Abschnitt handeln. 
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IV. Die Möglichkeit der Abänderung des geltenden 

Thronfolgerechts. 

Zur richtigen Beurteilung dieses wichtigen Punktes 
ist unumgänglich Stellung zu nehmen zu der etwas 
heikein, in grösserem Zusammenhang leider meines 
Wissens noch nie beleuchteten Frage nach dem recht- 
lichen Verhältnisse des fürstlichen Hausrechts 
zum Staatsrecht überhaupt. 

Freilich kommt dabei Ersteres hier nur so weit in 
Betracht, als es die Stellung der fürstlichen Familie 
zum Staate, insbesondere die Succession im Hausbesitze, 
also auch die Thronfolgeordnung berührt. 

Da zeigt sich denn zwischen den älteren Haus- 
gesetzen vor Einführung der konstitutionellen Staatsforni 
und in den modernen Verfassungen wieder der schon 
öfters berührte grosse Gegensatz der Anschauungen. Er 
erklärt sich nur aus der Wandlung, welche die fürst- 
lichen Familien als Inhaberinnen der sogenannten Auto- 
nomie, also als Rechtsquellen, durchgemacht haben. 
Den gegebenen Ausgangspunkt für unsere Betrachtung 
bildet auch hier wieder „des Fürstlichen Gesammthauses 
Nassau im Jahre 1783 erneuerter Erbverein. 11 

Die verschiedenen Linien des Nassauischen Hauses 
halten sich für vollberechtigt, darin unter Anderem über 
den Erbgang in die so verschiedenen Besitzungen der 
einzelnen Zweige des Hauses gemeinsam endgiltig zu 
bestimmen, nur dass sie — wie damals von Rechtswegen 
verlangt wurde — die Kaiserliche Bestätigung nachsuchten, 
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die durch Urkunde v. 29. Sept. 1786 auch wirklich er- 
teilt wurde. 

Land und Leute wurden gar nicht gefragt: die 
patriraoniale Auffassung Hess Beide sozusagen als 
Eigentumsobjekte der fürstlichen Familie erscheinen. 
Eine höhere Verfügungsgewalt als die der fürstlichen 
Familie über diese Objekte bestand nicht Diese 
Rechtsbestimmungen waren also — nach erlang- 
ter Kaiserlicher Bestätigung — Rechtssatzungen 
höchster Ordnung. 

Und dies ganz gleichmässig — mochten sie sich auf 
nur ein Territorium oder auf verschiedene Territorien, 
welche verschiedenen Linien desselben Hauses gehörten, 
beziehen, wie der nassauische Erb verein. 

Im letzteren Fall gab es sozusagen eine inter- 
nationale Instanz — eben das Gesamthaus — , welche 
souverain über das Schicksal der verschiedenen Territorial- 
Besitzungen der einzelnen Linien entschied. 

Mit der Überwindung jener patrimonialen Anschau- 
ungen, die von dem aufgeklärten Absolutismus des 
18. Jahrhunderts angebahnt und von der französischen 
Revolution fortgeführt wurde, musste in der autoritativen 
Bedeutung jener Hausgesetze und Familienverträge eine 
grosse Änderung eintreten. 

An Stelle des Bestimmungsrechtes der fürst- 
lichen Familien trat das der Staaten selbst. In 
den neueren sog. Verfassungsstaaten fand dies seinen Aus- 
druck gerade in den Satzungen der Verfassungen selbst. 

Die wichtigsten Sätze des Hausrechtes wurden in Be- 

3 * 
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standteile des Verfassungsrechtes umgegossen — vor 
Allem, soweit sie die Thronfolge betrafen. Es geschah 
dies in verschiedener Weise. 

Entweder die Verfassung nahm auf das Hausrecht 
gar keine ausdrückliche Beziehung, sondern regelte den 
Gegenstand selbständig in vollem Umfange. So bei- 

spielsweise die Württemberg. Verfassung v. 25. Sept. 
1819 § 7 u. 8. 

Oder sie rccipirte ausdrücklich das Princip der 
Succession aus den Hausgesetzen, welches sie wiederholt. 

So bestimmt Preussen A. 53: „Die Krone ist, den 
Königlichen Hausgesetzen gemäss, erblich in dem 

Mannsstamme des Königlichen Hauses nach dem Rechte 
der Erstgeburt und der agnatischen Linealfolge“. Hier 
bedeutet das Citat das Motiv der Satzung. 

Oder aber die Verfassung regelte die Materie voll- 
ständig mit Ausnahme eines einzigen Punktes, über den 
hausgesetzliche Bestimmungen Vorbehalten werden. 

Dies greift übereinstimmend Platz für die Verfassungen 
von Bayern v. 26. Mai 1818 Titel II § 2—6 u. von 
Sachsen v. 4. Sept. 1831 § 6 u. 7. In Beiden wird 
anerkannt, dass nach dem Aussterben des Mannsstainmes 
den Cognaten die „Erbverbrüderten“ vorgehen, falls 
solche vorhanden sind. 

Damit ist das Recht des regierenden Hauses zum 
Abschlüsse von solchen Erbverbrüderungen mit staats- 
rechtlichen Wirkungen anerkannt. 1 


1 Eines näheren Eingehens auf die Zulässigkeit neuer Erb- 
verbrüderungen in diesen Staaten bedarf es hier nicht. Vgl. übrigens 
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Einen letzten Weg geht die Luxemburgische 
Verfassung vom 17. Oktober 1868 Art. 3. Dieser 
bestimmt: 

„La Couronne du Grand-Duchö est höröditaire dans la 
famille de Nassau, conformöment au pacto du 30.juin 1783, 
ä l’art. 71 du trait6 de Vienne du 9. juin 1815 et ä 
l’art. 1 er du traitö de Londres du 11. mai 1867.“ 

So verschieden diese Wege auch sind, so führen sie 
alle zu demselben Ziel. Sie verwandeln hausgesetz- 
liche Bestimmungen in staatsrechtliche Satzung, 
genauer in Bestandteile der Verfassung. 

Auch die Luxemburger Verfassung thut dies, freilich 
in etwas eigentümlicher Weise. Denn sie vorweist nicht 
auf eine bestimmte Artikelfolge des Nassauischen Erb- 
vereins von 1783, sondern bezeichnet nur nach dem 
Gegenstände diejenigen Bestimmungen desselben, die 
massgebend sein sollen für die Thronfolge im Gross- 
herzogtum. 

Wenn die Verfassung betont, dass dieser Nassauische 
Familienvertrag durch die Wiener Congressakte Art. 71 und 
durch den Londoner Vertrag vom 11. Mai 1867 Art. 1 
anerkannt worden sei, so geschieht dies nur zum Nach- 
weise, dass die Bestimmungen der Verfassung von 1868 
in strenger historischer Continuität mit den früheren das 
Grossherzogtum und sein Herscherhaus betreffenden 
Satzungen geblieben seien. Bestandteile des Luxem- 
burger Verfassungsrechtos sind allein die ein- 

einerseits Schulze, Deutsches Staatsrecht I. S. 241, andrerseits 
v. Soydel, Bayr. Staatsrecht, 2. Auil. I. S. 194. 195. 
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schlafenden Artikel des Erbvereins and s~ar nicht 
die übrigen in Art. 3 der Verfassung angezogenen Teile 
völkerrechtlicher Verträge geworden. 

Diese Verwandlung von Fürstenrecht in Ver- 
fassungsrecht hat die Folgen: 

1. dass eine einseitige Abänderung dieser Satzungen 
auf dem Wege der Autonomie des fürstlichen Hauses 
von jetzt an ausgeschlossen ist, es müsste denn die Ver- 
fassung bestimmten nach ihr erlassenen autonomischen 
Satzungen in blanco zum Voraus die Genehmigung er- 
teilt haben; 

2. dass die Abänderung dieser zu Bestandteilen der 
Verfassung erhobenen Satzungen des nausrechts ge- 
schehen kann auf dem Wege der Verfassungsänderung, 
aber auch nur auf diesem Wege, also ohne jede Coope- 
ration der Mitglieder des regierenden Fürstenhauses. 

S. die Luxemburger Verfassung vom 17. Oktober 1868 
A. 114. 

Diese Konsequenzen sind nach den Grundanschau- 
ungen des modernen Verfassungsstaates unwidersprechlicli. 
Es soll nicht verkannt werden, dass sie für die Mitglieder 
des Hauses ausser dem regierenden Haupte eine Härte 
enthalten. Es kann nämlich durch die Verfassungsände- 
rung in das Hausrecht tief eingoschnitten, und es können 
dadurch den Agnaten oder den Cognaten ohne jede Zu- 
stimmung ihrerseits wichtige Rechte genommen werden. 

Freilich ist andrerseits nicht zu verkennen, dass die 
Verfügungsgewalt über die Successionsrechte der Mit- 
glieder des Fürstenhauses doch nur teilweise ihren Inhaber 
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gewechselt hat. An Stelle der Autonomie des Hauses ist 
die Staatsgesetzgebung getreten. So zu sagen das Haupt 
beider Gesetzgebungen — das Haupt zugleich des Hauses 
wie des Staats — der Fürst ist das gleiche geblieben! 
Ohne das Haupt des Hauses keine Verfassungsänderung. 

Alle anderen Mitglieder des Hauses sind heutzutage 
Untertanen des Staates, und kein ihnen nicht nur durch 
Hausgesetz verliehenes Recht kann diesen ohne Staats- 
gesetz, jedes Recht aber ohne Ausnahme kann ihnen 
durch Staatsgesetz genommen werden: auch ihre 

Successionsrechte. 

Es ist dies auch heute fast ganz unbestrittene Ansicht 
der staatsrechtlichen Theorie . 1 

Es gibt eben schlechterdings keine Legiti- 
mität gegen ein gültiges Staatsgesetz mehr. 

Eine Bindung oder Beschränkung der Verfassungs- 
gesetzgebung durch die gebotene Mitwirkung des fürst- 
lichen Hauses ist nach den Grundsätzen des neueren 
Staatsrechts undenkbar und nicht in einer einzigen neue- 
ren Verfassung vorgesehen. Wie sollte sich auch eine 
solche Mitwirkung denken lassen, wenn beispielsweise 
das Successionsrecht zwischen zwei Gliedern des Hauses 
streitig sein und der Streit durch ein Staatsgesetz ent- 
schieden werden sollte? 

Es entspricht dem Standpunkte dos modernen Ver- 
fassungsstaates allein, dass er selbst und allein die Ord- 
nung der Thronfolge souverain feststellt. 

1 S. Georg Moyer, Staatsrecht S. 233 und dio bes. Note 3 
daselbst angeführten Schriftsteller. 
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Dies gilt für Luxemburg gerade wie für alle anderen 
Staaten, soweit im Luxemburger Recht, will sagen im 
Nassauischen Erbverein, nicht besonderer Vorbehalt ge- 
macht ist. 

Bevor aber auf die rechtlichen Möglichkeiten der 
Änderung des bisherigen Thronfolgerechtes im Einzelnen 
eingetreten werden soll, ist noch ein berichtigendes Wort 
über die Tragweite des heute geltenden Rechtes zu sagen. 

Es scheint in Luxemburg, besonders in der Fresse, 
der Zweifel ausgesprochen zu sein, ob für den Fall des 
Aussterbens des Mannsstammes der Nassauische Fami- 
lienvertrag nach dem Willen der Luxemburger Verfassung 
noch Anwendung finde, ob also nicht die Cognaten ipso 
iure ausgeschlossen sein sollen? Man hat wol darauf hinge* 
wiesen, dass die Krone erblich sein solle in der Familie 
Nassau, und dass diese mit dem Mannsstamm erlösche. 

Dies ist aber aus zwei Gründen zurückzuweisen. 
Zunächst braucht die Nassauische Prinzessin, welche zur 
Succession berufen würde, ja gar nicht zu heiraten, tritt 
jedenfalls frühestens mit ihrer Heirat aus dem Nassauischen 
Hause aus, bleibt aber Cognatin desselben, solange sie lebt. 

Dann aber betrachtet der Erbverein die Succession 
der Cognaten nach Erlöschen des Mannsstammes auch 
noch als Succession des Hauses Nassau in den 
Nassauischen Territorial besitz. Dass aber die 
Luxemburger Verfassung in Art. 3 den einschlagenden 
Artikel des Erbvereins von 1783 nicht habe mit sanktio- 
niren wollen, wäre eine ganz in der Luft stehende Aus- 
legung! 
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Auch das ist jetzt Luxem kurzer Terfassmgsrecht 

Dieses räumt seinem Hersiierhause also die Ände- 
rung der ThroofoIgevrdruDZ in bestimmtem Umfange ein. 
Wenn das Haus von dieser Einräumung Gebrauch macht, 
so tibt es eine verfassungsmässig erteilte Ermächtigung 
aus, bedarf also nicht der Zustimmung des Luxemburger 
Landtages. 1 

Diese Änderung liegt also durchaus in der Hand der 
noch lebenden Nassauischen Agnaten, eventuell des Letzten 
derselben. 

Es ist dies staatsrechtlich bedeutsam, wenn auch 
kaum anzunehmen sein dürfte, dass eine Umgehung des 
Landtages beabsichtigt werden würde. 

Die Disposition aber, durch welche die Anordnung 
des Art. XLII abgeändert werden darf, ist sowol in der 
Form des Nassauischen Familien Vertrags unter den ver- 
schiedenen Linien als in der einseitigen Anordnung der 
überdauernden Linie Vorbehalten. 

1 S. v. Seydel, Bay. Staatsrecht I, S. 194 — 199. 
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Wie doppelte Form kann sie doppelten Inhalt haben: 
jedenfalls kann sie die cognatische Folge ganz ausschliessen, 
aber offenbar auch unter ihrer Beibehaltung die Reihen- 
folge der Berufung unter den Cognaten ändern. Wenig- 
stens ist nicht einzusehen, aus welchem Grunde man die 
Berechtigung zur zweiten Abänderung dem Wortlaute des 
Art. XLII zuwider in Zweifel ziehen dürfte. 

Ein Nassauischer Familienvertrag über diesen Punkt 
ist zur Zeit nicht abgeschlossen. Es sei wenigstens 
auf die Möglichkeit hingewiesen, dass er ohne 
Yerfassungsverletzung mit der Königin von Hol- 
land seitens des jetzt regierenden Mannsstammes 
noch geschlossen werden könnte. 

Eine Disposition aber um die cognatische Folge 
auszuschliessen Hesse sich nur als Übertragung des 
Thronfolgerechts auf den Mannsstamm eines anderen 
Geschlechtes denken, vielleicht in der Form der Erb- 
verbrüderung, vielleicht in der einer letztwilligen Erklärung. 

Beiden steht die Luxemburger Verfassung 
gleichmässig im Wege. Sie kennt eine Thronfolge 
nur im Hause Nassau — einschliesslich der Cognaten. 
Die Luxemburger Krone kann einem anderen Hause nur 
durch eine Verfassungsänderung — also unter Mitwirkung 
der Kammer gemäss Artikel 114 der Verfassung — über- 
tragen werden. 

Es ist behauptet worden, freilich höchst unglaubhaft 
und zwar von Gottschalck 

Geneal. Taschenbuch, noch nicht in dem Jahrgang, 
Stuttgart 1829, aber wol in dem von 1838 S. 237, 
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dann wieder nicht mehr 1843 S. 211 und 1844 
S. 213. 214, 

es sei neuerdings zwischen den Häusern Nassau und 
Hohenzollern ein Erbvertrag bezüglich Luxemburgs 
abgeschlossen worden. Seiner geschieht weder in der 
Luxemburger Verfassung noch in den von ihr ange- 
zogenen völkerrechtlichen Akten Erwähnung. Er käme 
also, selbst wenn er bestände, verfassungsrecht- 
lich gar nicht in Betracht, und könnte höchstens 
als Anregung zu einer ordnungsmässigen Verfassungs- 
änderung benutzt werden. 

O / 

Nicht bezöge sich der Vorbehalt des Art. XL1I auf 
den Fall, wenn die herschende Linie den Wunsch hätte, 
den Prinzen Nikolaus von der Thronfolge auszuschliessen. 
Lies könnte nur durch Verfassungs-Änderung geschehen, 
die zwar gegen die internationale Garantie dieses 
Nassauischen Agnatenrechtes liefe, dennoch aber nach 
allgemein anerkannten Grundsätzen als staatsrechtlich 
gültig anzusehen wäre. 

Dagegen könnten die Agnaten, also jetzt der 
Grossherzog, der Erbgrossherzog und Prinz Niko- 
laus gemeinsam, nach dem Ableben Eines von 
ihnen die beiden Überlebenden, schliesslich der 
letzte Agnat einseitig — und zwar ohne Zustim- 
mung des Landtags, wenn aber diese begehrt 
würde, ohne Wahrung der Formen der Verfas- 
sungsänderung — für den Fall des früheren Ab- 
lebens des Erbgrossherzogs das Successionsrecht 
der Erbgrossherzogin Hilda zu Gunsten der Enke- 
lin des jetzt regierenden Grossherzogs, der älte- 
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ren Enkelin desselben zu Gunsten der jüngeren, 
ja allen weiblichen Nachkommen etwa zu Gunsten 
eines männlichen Descendenten einer Nassaui- 
schen Cognatin entziehen. 

Das liegt in der verfassungsmässig anerkannten Macht 
des Hauses. 

Man könnte zweifelhaft sein, ob nicht in der Macht 
der herrschenden Luxemburger .Linie allein — also unter 
Ausschluss des Prinzen Nikolaus? Letzterer ist und 
bleibt aber thronfolgefähiger Agnat des Nassauischen 
Hauses, der allen Cognaten vorgeht. Ihn bei der Ände- 
rung der cognatischen Erbfolge auszuschliessen — dazu 
fehlt der Rechtstitel. Das Dispositionsrecht über diese Erb- 
folge überträgt der Erbverein der Gesammtheit der Agnaten, 
und die Luxemburger Verfassung hat dies nicht nur nicht 
geändert, sondern anerkannt. 

Natürlich müsste jener Beschluss ordnungsmässig 
unter Bezugnahme auf Art. 3 der Verfassung und Art. XLII 
des Erbvereins publizirt werden. 

Daraus erhellt, dass die Änderung der Cog- 
natenfolge in Luxemburg leichter ist als anders- 
wo. Denn sie stellt keine Verfassungsänderung im 
engeren Sinne dar; vielmehr kann sie sich als verfas- 
sungsmässig gestattete einseitige Massregel des Grossher- 
zogiichen Hauses vollziehen. 

Ganz unmöglich aber erscheint, die „Vorsehung“, von 
der Art. XLII des Erbvereins spricht, in der Verfassung 
selbst zu erblicken, wie dies in der Luxemburgischen 
Tagespresse geschehen ist. Denn die Verfassung gerade 
hält ja jene Vorsehung offen! 

Leipzig, den 1. Januar 1900. 
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